
Suchergebnisse: Gesindeordnung

21. November 1859 – Die Kreisirrenanstalt in der Hochau wird eröffnet.

München-Au * Die Kreisirrenanstalt für Oberbayern wird eröffnet. Das neue

Nervenkrankenhauses liegt bei ihrer Errichtung in einem völlig unbebauten Gebiet zwischen der

Rosenheimer- und der Auerfeldstraße. Unter der Leitung des Obermedizinalrats Dr. Bernhard von

Gudden gilt die Einrichtung als Musteranstalt.       Der quadratische Gebäudekomplex hat vier

Höfe.     Die Länge der Flügelbauten betragen hundert Meter.     Im Südflügel sind die

Verwaltungsräume, in der Mittelachse die Küche,     die Anstaltskapelle mit Werkstätten ist im

Erdgeschoss,     ebenso eine Turnhalle mit dem zentralen Bad und den Beschäftigungsräumen.   

    In den beiden südlichen, nur auf drei Seiten geschlossenen Höfen sind die „ruhigen Irren“, in

den beiden nördlichen geschlossenen Höfen die „unruhigen Kranken“ untergebracht. Die Zimmer

der „ruhigen“ Patienten liegen außen. Die Räume der „unruhigen“ Kranken sind genau umgekehrt

angeordnet.      Nur die Fenster und Türen im Erdgeschoss haben Gitter und da sie die Form der

rundbogigen Fenster aufnehmen, bleiben sie relativ unauffällig. Die Anlage um die vier Höfe

entspricht den zeitgemäßen Forderungen nach Trennung der Patienten nach Geschlechtern und

der Schwere ihrer Erkrankung. Eine Trennung nach Klassen ist nicht vorgesehen.      Die

Beschäftigten der Kreisirrenanstalt finden allerdings keine mustergültigen Arbeitsbedingungen

vor. Das Pflegepersonal untersteht der Gesindeordnung. Es gibt weder eine Pflegequote, noch

Urlaubsregelungen oder eine Altersversorgung für die Pflegekräfte. Die wöchentliche Arbeitszeit

beträgt einhundert Stunden und mehr. Der Dienst beginnt um 5:00 Uhr und endet um 21:00 Uhr.

Selbst verheiratete Pfleger müssen in der Anstalt schlafen und dürfen nur einen Nachmittag pro

Woche bei ihren Familien verbringen.      Durch das rapide Bevölkerungswachstum der Stadt -

München wächst vom Jahr 1854 von 100.000 Einwohnern auf fast 500.000 im Jahr 1900 - kommt

es in der Kreis-Irrenanstalt zu einer über fünfzigprozentigen Überbelegung und wird unter diesen

Umständen den Bedürfnissen nicht mehr gerecht. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten
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männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 
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